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Liebe Kunden, 

noch kurz vor dem Jahreswechsel hat das Bun-
desfinanzministerium den Referentenentwurf für 
das sogenannte Steuervereinfachungsgesetz 
2011 vorgelegt. Es enthält – wie es der Name 
schon sagt – eine Reihe von Vereinfachungen, 
von denen die meisten Regelungen nun doch 
schon rückwirkend zum 1. Januar 2011 in Kraft 
treten sollen. 

Nennenswerte Entlastungen für den Steuerzahler 
sind durch das Gesetz jedoch nicht zu erwarten, 
da die Konsolidierung des Bundeshaushaltes Vor-
rang genießt. Laut dem Bund der Steuerzahler 
sind jedoch immerhin Steuererleichterungen in 
Höhe von rund einer halben Milliarde Euro mög-
lich. 

Manche Punkte des Entwurfs kennen Sie sicher 
bereits, da sie vorab schon durch die Medienland-
schaft „geisterten“, etwa die Eröffnung der Mög-
lichkeit zur Abgabe einer Steuererklärung für ei-
nen Zeitraum von nunmehr zwei Jahren. Doch 
das ist (zum Glück) noch nicht alles; weitere 
Neuerungen des Gesetzentwurfs finden Sie wie 
immer in unserer Rubrik „Aktuelle Steuergesetz-
änderungen“. 

Insgesamt also immerhin kein schlechter Start 
ins neue Jahr, das – so wünschen wir Ihnen – 
auch für Sie erfolgreich verlaufen möge. 

 

 

Dr. Klaus-Peter Hillebrand Uwe Penzel 
DOMUS AG WTS Wohnungswirtschaftli-
che  
Vorstandsvorsitzender Treuhand in Sachsen 
GmbH  Geschäftsführer 
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AKTUELLE STEUERGESETZÄNDERUNGEN 

1 STEUERVEREINFACHUNGSGESETZ 2011 

Das Bundesministerium der Finanzen hat im Dezem-
ber letzten Jahres den Referentenentwurf des 
Steuervereinfachungsgesetzes 2011 vorgelegt. 
Das Paket soll 2011 im Bundestag und Bundesrat ver-
abschiedet und in den meisten Punkten zum 1. Januar 
2012 in Kraft treten. Eine Reihe von Maßnahmen soll 
dabei rückwirkend ab dem Tag nach der Verkündung 
und somit noch im Laufe des Jahres 2011 rechtswirk-
sam werden; die Änderungen zum UStG sollen am 
1. Juli 2011 und die Regelungen für die elektronische 
Abgabe der Körperschaftsteuerzerlegungserklärung ab 
dem VZ 2014 in Kraft treten. Entgegen den Voran-
kündigungen kommt es dabei aber zu keinen Entlas-
tungen rückwirkend ab dem 1. Januar 2011. 

1.1 Vereinfachung bei der Berechnung der Ent-
fernungspauschale 

 Inkrafttreten ab dem 1. Januar 2012 

Es kommt über § 9 Abs. 2 Satz 2 EStG zur Festschrei-
bung des Jahresprinzips für die Günstigerprüfung zwi-
schen Entfernungspauschale und tatsächlichen Auf-
wendungen bei Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel – 
entsprechend der Begrenzung der Entfernungspau-
schale auf 4.500 €. Wer abwechselnd mit dem 
Pkw und mit öffentlichen Verkehrsmitteln zur 
Arbeit fährt, soll dies nicht mehr täglich nach-
weisen müssen. Vielmehr sollen die Finanzämter nur 
noch jahresbezogen prüfen, ob die Pendlerpauschale 
oder die Berücksichtigung der tatsächlichen Kosten 
günstiger ist. 

1.2 Arbeitnehmer-Pauschbetrag steigt leicht 

 Inkrafttreten ab dem 1. Januar 2012 

Der Werbungskostenpauschbetrag von 920 € soll auf 
1.000 € angehoben werden. 

1.3 Kinderbetreuungskosten 

 Inkrafttreten ab dem 1. Januar 2012 

Die steuerliche Berücksichtigung der Kinderbe-
treuungskosten wird vereinfacht, indem der Ab-
zug wie Werbungskosten/Betriebsausgaben entfällt 
und es nur beim Abzug dieser Kosten als Sonderaus-
gaben bleibt. An der Höhe (2/3 der Aufwendungen 
bis zu 4.000 € pro Kind) ändert sich hingegen 
nichts. 

Der große Vorteil liegt darin, dass die Unterscheidung 
nach erwerbsbedingten und nicht erwerbsbedingten 
Kinderbetreuungskosten entfällt, weil es auf die per-
sönlichen Anspruchsvoraussetzungen bei den Eltern 
(Erwerbstätigkeit, Krankheit oder Behinderung) nicht 
mehr ankommt. 

1.4 Verbilligte Vermietung an Angehörige 

 Inkrafttreten ab dem 1. Januar 2012 

Die verbilligte Vermietung einer Wohnung gilt zukünf-
tig nach dem geänderten § 21 Abs. 2 EStG bereits 
dann als vollentgeltlich, wenn der Mietzins mindestens 
2/3 (66 %) der ortsüblichen Miete beträgt. Ein über 
diesen Betrag hinausgehender Mietzins gilt als voll-
entgeltlich und berechtigt insgesamt zum Werbungs-
kostenabzug. Das hat in der Praxis zwei Konsequen-
zen. Die verbilligte Vermietung von Wohnraum 
beträgt 

 weniger als 66 % der ortsüblichen Miete: 
Generelle Aufteilung in einen entgeltlichen und 
unentgeltlichen Teil - ohne Prüfung einer Total-
überschussprognose. 

 mindestens 66 % der ortsüblichen Miete:  
Die Vollentgeltlichkeit wird angenommen und ein 
ungekürzter Werbungskostenabzug zugelassen. 

Die bislang vorgenommene Überschussprogno-
serechnung entfällt dadurch komplett. Bislang 
wurde die Nutzungsüberlassung in einen entgeltlichen 
und einen unentgeltlichen Teil aufgeteilt, sofern das 
Entgelt für die Überlassung von Wohnraum weniger 
als 56 % der ortsüblichen Miete betrug. Bei der bishe-
rigen 75 %-Grenze muss der Vermieter derzeit eine 
Überschussprognose bei Mietverlusten erstellen. 

1.5 Weniger Auswahl für Ehegatten 

 Inkrafttreten ab dem 1. Januar 2013 

Die Veranlagungs- und Tarifvarianten für Eheleute von 
derzeit sieben (Einzelveranlagung mit Grund-Tarif, 
Witwen-Splitting oder Sonder-Splitting im Trennungs-
jahr, Zusammenveranlagung mit Ehegatten-Splitting, 
getrennte Veranlagung mit Grund-Tarif, besondere 
Veranlagung mit Grund-Tarif oder Witwensplitting) 
werden auf nur noch vier Wahlmöglichkeiten (Ein-
zelveranlagung mit Grund-Tarif, Witwen-Splitting oder 
Sonder-Splitting im Trennungsjahr, Zusammenveran-
lagung mit Ehegatten-Splitting) reduziert. 

1.6 Steuererklärung im 2-Jahres-Takt 

Nach dem neuen § 25 a EStG wird Bürgern ein 
Wahlrecht eingeräumt, wonach sie die Steuererklä-
rungen für zwei aufeinander folgende Jahre zusam-
men abgeben können. Veranlagungszeitraum bleibt 
allerdings unverändert das Kalenderjahr. Mit der Neu-
regelung kommt es also zu keiner Verlängerung des 
Veranlagungszeitraums, sondern zu einer Verlänge-
rung der Frist zur Abgabe der Einkommensteuererklä-
rung für das Erstjahr des Zweijahreszeitraums. Auch 
die übrigen materiell-rechtlichen Voraussetzungen der 
Veranlagung bleiben unverändert. 

Vollumfänglich vom Wahlrecht Gebrauch machen, 
können aktive Arbeitnehmer (§ 19 Abs. 1 EStG), alle 
Bezieher von Alterseinkünften (§ 19 Abs. 2, § 22 Nr. 1 
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Satz 3, Nr. 1 a bis 1 c und 5 EStG) und Bezieher von 
Kapitaleinkünften, die dem Steuerabzug unterliegen. 

Für darüber hinausgehende andere Überschussein-
künfte gilt das Wahlrecht ebenfalls, wenn die Summe 
der jährlichen Einnahmen (nicht Einkünfte, also vor 
Abzug der Werbungskosten) hieraus 13.000 € und im 
Fall der Zusammenveranlagung beim Antrag von bei-
den Ehegatten 26.000 € nicht übersteigt. 

Die Regelung gilt übrigens auch für die Abgabe 
der Körperschaftsteuererklärung entsprechend. 
Erzielt eine vermögensverwaltende GmbH z. B. Kapi-
taleinkünfte nach § 20 EStG, kann sie die 2-Jahres-
Option ebenfalls nutzen. Gleiches gilt, wenn die Kapi-
talgesellschaft Mieteinnahmen von jährlich maximal 
13.000 € erzielt. 

1.7 Einkommen volljähriger Kinder 

 Inkrafttreten ab dem 1. Januar 2012 

Kindergeld und steuerliche Vergünstigungen 
(z. B. Kinderfreibeträge, Ermittlung der zumutbaren 
Eigenbelastung, Schulgeld oder Riester-Zulagen) 
werden bei volljährigen Kindern ohne Einkom-
mensgrenze gewährt. Derzeit entfällt die Förderung 
durch die Fallbeilwirkung komplett, sofern die Einkünf-
te und Bezüge auch nur einen Euro oberhalb von 
8.004 € im Jahr liegen. 

Sind volljährige Kinder z. B. noch in der Schul- oder 
Berufsausbildung und jobben nebenbei oder erzielen 
Erträge aus Kapitalvermögen, verzichten Familienkas-
se und Finanzamt bei der Festsetzung des Kindergelds 
oder der steuerlichen Berücksichtigung der Sprösslin-
ge künftig auf eine Einkommensprüfung. 

In drei Fällen kann das volljährige Kind jedoch 
einer schädlichen Erwerbstätigkeit nachgehen: 

 nach Abschluss einer erstmaligen Berufsausbil-
dung 

 in einer Übergangszeit (§ 32 Abs. 4 Nr. 2 b EStG) 
oder 

 wenn eine Berufsausbildung mangels Ausbil-
dungsplatzes nicht begonnen oder fortgesetzt 
werden kann 

Unschädlich ist aber, wenn die regelmäßige wöchentli-
che Arbeitszeit unter 20 Stunden liegt oder ein gering-
fügiges Beschäftigungsverhältnis bzw. ein sog. Ein-
Euro-Job vorliegt. 

1.8 Abstandnahme vom Einbehalt der Kapitaler-
tragsteuer für Genossenschaften 

 Inkrafttreten für Vermögenszuflüsse ab dem 1. Januar 
2011 

Genossenschaften sind künftig bei Vorliegen der Tat-
bestände zur Befreiung vom Kapitalertragsteuerabzug 
(Nichtveranlagungsbescheinigungen, Freistellungsauf-
träge) im Fall von Gewinnausschüttungen und der 

Vermögensauskehr bei Kapitalherabsetzungen und bei 
Beendigungen der Genossenschaft nicht mehr zum 
Einbehalt der Kapitalertragsteuer verpflichtet. 

1.9 Bagatellgrenze für verbindliche Auskünfte 
bei der Finanzbehörde 

 Inkrafttreten am Tag nach der Gesetzesverkündigung 

Für eine verbindliche Auskunft des Finanzamts nach 
§ 89 AO fällt nur noch dann eine Gebühr an, wenn der 
Gegenstandswert mindestens 10.000 € beträgt. 
Für größere Investitionsvorhaben bleibt die Kostenbe-
lastung aber bestehen. Auf die Gebühr kann ganz oder 
teilweise verzichtet werden, wenn ihre Erhebung nach 
Lage des einzelnen Falls unbillig wäre. Die Änderung 
der Gebührenregelung erfolgt nur mit Wirkung für die 
Zukunft. Wer eine verbindliche Auskunft vor In-
krafttreten (Tag nach der Verkündung) beantragt hat, 
profitiert. 

AKTUELLES AUS DER RECHTSPRECHUNG 

2 UNTERNEHMEREIGENSCHAFT EINER 
GEMEINDE DURCH NUTZUNG EINES 
FAHRZEUGS MIT WERBEAUFSCHRIFTEN 

 BFH-Urteil vom 17. März 2010, XI R 17/08, BFH/NV 
2010, S. 2359, DStR 2010, S. 2234, DB 2010, S. 
2375 

Ein Unternehmer vermarktet Werbemobile. Er beklebt 
die Fahrzeuge mit Werbeaufschriften interessierter 
Unternehmen gegen Entgelt. Nach vollständiger Be-
schriftung werden die Werbemobile u. a. an Gemein-
den übereignet. Im Gegenzug verpflichten sich diese, 
für einen Zeitraum von mindestens fünf Jahren das 
Fahrzeug in der Öffentlichkeit zu bewegen. Für ihre 
Werbefahrten berechnet die Gemeinde dem Unter-
nehmer ein Entgelt zuzüglich Umsatzsteuer. Das Fi-
nanzamt lehnte beim Unternehmer den Vorsteuerab-
zug für die ihm in Rechnung gestellten Nutzungsent-
gelte ab. Die Gemeinde sei nicht berechtigt, für die 
Werbefahrten eine Rechnung mit Umsatzsteuer aus-
zustellen. Die Fahrten würden überwiegend in Erfül-
lung hoheitlicher Aufgaben erfolgen. 

Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs erbringt 
die Gemeinde mit der Verwendung der Fahrzeu-
ge nachhaltig sonstige Leistungen. Sie werden 
aufgrund eines Rechtsverhältnisses gegen Entgelt erb-
racht. Der Gegenwert besteht in den zu erbringenden 
Werbeleistungen während des fünfjährigen Verwen-
dungszeitraums. Das gilt auch, obwohl zur Anschaf-
fung des Fahrzeugs keine Anschaffungskosten ent-
standen sind. Für die Umsatzsteuerpflicht ist nicht 
auf den Zweck der Fahrten, sondern auf die pri-
vatrechtlich vereinbarten Werbeleistungen ab-
zustellen. Sie haben nichts mit der öffentlichen Auf-
gabenstellung der Gemeinde zu tun. 
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Es ist auch unbeachtlich, ob die Werbeleistungen von 
einer eigenständigen Einrichtung ausgeführt werden, 
entscheidend ist die ausgeübte Tätigkeit. 

Unerheblich ist ebenfalls die Frage, ob die wirtschaftli-
che Tätigkeit einen bestimmten Umfang ausmacht. 
Umsatz oder Gewinngrenzen sind keine geeigneten, 
allein maßgeblichen Kriterien zur Bestimmung der 
Steuerpflicht einer Körperschaft öffentlichen Rechts. 
Wichtig ist, ob eine juristische Person öffentlichen 
Rechts mehrere Betriebe gewerblicher Art unterhält. 
Für umsatzsteuerrechtliche Zwecke werden sämtliche 
Betriebe gewerblicher Art zusammengefasst. Die Ge-
samtheit bildet ein einheitliches Unternehmen. 

3 UMSATZSTEUERLICHE ORGANSCHAFT LIEGT 
NUR BEI UNMITTELBARER FINANZIELLER 
EINGLIEDERUNG VOR 

 BFH-Urteil vom 6. Mai 2010, V R 24/09 

Eine umsatzsteuerliche Organschaft liegt vor, wenn 
eine juristische Person (Organgesellschaft) nach dem 
Gesamtbild der tatsächlichen Verhältnisse finanziell, 
wirtschaftlich und organisatorisch in das Unternehmen 
eines Organträgers eingegliedert ist. In diesem Fall 
schuldet der Organträger die aus den Umsätzen der 
Organgesellschaft resultierenden Umsatzsteuern. 

Der Bundesfinanzhof hatte folgenden Fall zu 
entscheiden: A und B waren zu je 50 % Gesellschaf-
ter der A & B-GbR. Gleichzeitig waren sie zu je 50 % 
Gesellschafter der X-GmbH. Nachdem die X in Insol-
venz geraten war, stritt man sich mit dem Finanzamt, 
ob die X in die GbR finanziell eingegliedert war. 

Das Gericht entschied, dass keine finanzielle Einglie-
derung vorlag, weil nicht die GbR Gesellschafterin der 
X war, sondern die Gesellschafter A und B. 

Hinweis: Liegt schon keine finanzielle Eingliederung 
vor, braucht über die wirtschaftliche und organisatori-
sche Eingliederung nicht mehr entschieden zu werden. 

4 KÖNNEN VORSTEUERN AUS DER 
ERRICHTUNG EINES GEMISCHTGENUTZTEN 
GEBÄUDES DOCH NACH DEM UMSATZ-
SCHLÜSSEL AUFGETEILT WERDEN? 

 BFH, Beschluss vom 22. Juli 2010, V R 19/09, DStR 
2010, S. 2237, BFH/NV 2010, S. 2367 

Wer ein Wohn- und Geschäftshaus errichtet und es 
nach Fertigstellung teils steuerpflichtig, teils steuerfrei 
vermietet, muss die auf die Eingangsleistungen entfal-
lenden Vorsteuern aufteilen. Nach dem deutschen 
Umsatzsteuergesetz ist seit dem 1. Januar 2004 die 
Anwendung des Umsatzschlüssels, das heißt eine 
Aufteilung nach dem Verhältnis der erzielten steuer-
freien und steuerpflichtigen Mieten, nur noch zuläs-
sig, wenn keine andere wirtschaftliche Zurech-
nung möglich ist. In der Regel steht jedoch mit dem 
Flächenschlüssel ein anderer, wirtschaftlich vertretba-

rer Aufteilungsmaßstab zur Verfügung. Ob die deut-
schen Regelungen zur Einschränkung der Anwendung 
des Umsatzschlüssels mit dem europäischen Recht 
vereinbar sind, muss jetzt der Europäische Gerichtshof 
entscheiden. 

5 ZAHLUNG FÜR DIE ÜBERNAHME EINER 
ZUFAHRTSBAULAST ALS ANSCHAFFUNGS-
KOSTEN DES GRUND UND BODENS 

 BFH-Urteil vom 20. Juli 2010, IX 4 /10, BFH/NV 2010, 
S. 2327 

Die Zahlung eines Grundstückseigentümers für 
eine Zufahrtsbaulast an seinen Nachbarn gehört 
zu den Anschaffungskosten des Grund und Bo-
dens. Das gilt auch dann, wenn damit ein weiterer 
Zugang zum Grundstück geschaffen wird. 

Der Bauherr einer Einkaufspassage musste zur Sicher-
stellung des Anlieferverkehrs einen weiteren Zugang 
zu seinem Grundstück schaffen. Dies erfolgte über ei-
ne städtische Liegenschaft. Für die Eintragung der Zu-
fahrtsbaulast zahlte der Grundstückseigentümer einen 
einmaligen Betrag von 7.125 € sowie Gebühren für die 
Eintragung von 342 €. Diese Aufwendungen machte er 
als Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermie-
tung und Verpachtung geltend. 

Solche Kosten sind jedoch nach Ansicht des Bundesfi-
nanzhofs als nachträgliche Anschaffungskosten des 
Grund und Bodens anzusetzen und nicht als Wer-
bungskosten abzugsfähig. Durch eine weitere Zufahrt 
ergibt sich eine erweiterte Nutzbarkeit des Grund-
stücks. Damit erhöht sich der Wert des Grund und 
Bodens mit der Folge, dass der entsprechende Auf-
wand zu aktivieren ist. 

6 UNTERHALTSZAHLUNGEN AN ANGEHÖRIGE: 
SCHONVERMÖGEN 

 BFH-Urteil vom 30. Juni 2010, VI R 35/09, DB 2010, 
S. 2481, BFH/NV 2010, S. 2322 

Unterhaltszahlungen sind u. a. nur dann als au-
ßergewöhnliche Belastung abzugsfähig, wenn 
das Vermögen der unterstützten Person nicht 
mehr als 15.500 € beträgt. Bei der Berechnung die-
ses Höchstbetrags sind selbst genutzte Immobilien mit 
einzubeziehen. 

Bisher konnte man davon ausgehen, dass bei der Er-
mittlung dieses Vermögens eine Verschonungsrege-
lung für selbst genutztes oder überlassenes Wohnei-
gentum Anwendung findet. Der Bundesfinanzhof be-
zieht nun auch solche Immobilien mit dem Verkehrs-
wert in die Berechnung des Schonvermögens ein. 
Damit nähert sich die Rechtsprechung der zivilrechtli-
chen Betrachtung an. Die Vermögensgrenze für ver-
wertbare Vermögensgegenstände bei der Berücksich-
tigung einer Grundsicherung für Arbeitssuchende wur-
de mit Wirkung ab 2010 neu geregelt. Ob die steuerli-
che Verschonungsgrenze von 15.500 € Bestand haben 
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wird, bleibt abzuwarten. Immerhin gilt diese Grenze 
nunmehr schon seit mehr als 20 Jahren. 

7 NUTZUNG EINES ÜBERLASSENEN DIENST-
WAGENS FÜR FAHRTEN ZWISCHEN WOH-
NUNG UND ARBEITSSTÄTTE BEI GLEICH-
ZEITIGER BEFÖRDERUNG WEITERER 
ARBEITNEHMER 

 BFH-Urteil vom 29. Januar 2009, VI R 56/07, BFH/NV 
2010, S. 2315, DB 2010, S. 2768 

Die Mitnahme von Arbeitnehmern ist nicht in je-
dem Fall als steuerbegünstigte Sammelbeförde-
rung anzusehen. Das zeigt der nachfolgend geschil-
derte Fall. 

Dem Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH wur-
de vertraglich ein firmeneigener Pkw zur Nutzung 
überlassen. Neben der privaten Nutzung des Fahr-
zeugs verwendete er den Pkw für Fahrten zwischen 
seiner Wohnung und der 80 km entfernten Betriebs-
stätte. Auf diesen Fahrten nahm der Geschäftsführer 
regelmäßig weitere Arbeitnehmer der GmbH mit. Für 
die Privatnutzung wurde ein Sachbezug nach der so 
genannten 1 %-Regelung angesetzt. Für die Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte unterblieb je-
doch die Versteuerung eines Sachbezugs, weil die Ge-
sellschaft von einer steuerfreien Sammelbeförderung 
von Arbeitnehmern zwischen Wohnung und Arbeits-
stätte ausging. 

Der Bundesfinanzhof kommt hier jedoch zu dem Er-
gebnis, dass die Steuerbefreiungsvorschrift nicht zum 
Tragen kommt. „Sammelbeförderung“ im Sinne 
dieser Regelung sei die organisierte Beförderung 
von Arbeitnehmern. Hierzu bedarf es grundsätzlich 
einer besonderen Regelung, wie z. B. in einem Tarif-
vertrag oder einer Betriebsvereinbarung. Die einfache 
Mitnahme von Arbeitnehmern, so wie in dem geschil-
derten Fall, erfüllt diese Voraussetzung nicht. 

8 KOSTEN FÜR BESUCHSFAHRTEN ZUM 
BESCHÄFTIGUNGSORT ALS WERBUNGS-
KOSTEN IM RAHMEN EINER DOPPELTEN 
HAUSHALTSFÜHRUNG 

 FG Köln, Urteil vom 27. Januar 2010, 4 K 2882/07, 
(Revision eingelegt, Az: BFH VI R 15/10), EFG 2010, 
S. 1683 

Eine doppelte Haushaltsführung liegt nur dann vor, 
wenn ein Arbeitnehmer außerhalb des Ortes, in dem 
er einen eigenen Hausstand unterhält, beschäftigt ist 
und auch am Beschäftigungsort wohnt. Als notwen-
dige Mehraufwendungen wegen einer doppelten 
Haushaltsführung kommen in Betracht: 

 die Fahrtkosten aus Anlass der Wohnungswechsel 
zu Beginn und am Ende der doppelten Haushalts-
führung sowie für wöchentliche Heimfahrten an 
den Ort des eigenen Hausstands oder Aufwen-
dungen für wöchentliche Familien-Ferngespräche 

 Verpflegungsmehraufwendungen für einen Zeit-
raum von drei Monaten 

 Aufwendungen für die Zweitwohnung am Be-
schäftigungsort 

 Umzugskosten 

Das Finanzgericht Köln entschied, dass im Rahmen 
einer doppelten Haushaltsführung anfallende Flug- 
und Fahrtkosten, die ein Ehegatte aufwendet, um den 
anderen Ehegatten an dessen Beschäftigungsort auf-
zusuchen, keine abzugsfähigen Aufwendungen für 
Familienheimfahrten sind. Solche sog. umgekehrten 
Familienheimfahrten sind nur dann als Werbungskos-
ten zu berücksichtigen, wenn der Arbeitnehmer aus 
beruflichen Gründen an einer Familienheimfahrt ge-
hindert ist. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

9 KEINE NACHHOLUNG UNTERLASSENER 
ABSCHREIBUNGEN FÜR EIN WIRTSCHAFTS-
GUT DES BETRIEBSVERMÖGENS 

 BFH-Urteil vom 22. Juni 2010, VIII R 3/08, BFH/NV 
2010, S. 2320, DStR 2010, S. 2177, DB 2010, 
S. 2365 

Für ein betriebliches Wirtschaftsgut besteht die Pflicht, 
zumindest die normale Abschreibung geltend zu ma-
chen. Der Verzicht durch Vergessen oder vor-
sätzliches Unterlassen führt zum Verlust des 
nicht geltend gemachten Abschreibungspotenzi-
als. Unerheblich ist in diesem Zusammenhang, ob es 
sich um einen bilanzierenden Unternehmer handelt 
oder einen solchen, der seinen Gewinn durch Gegen-
überstellung der Einnahmen und Ausgaben ermittelt. 

Erfolgt später die Einbuchung eines Wirtschaftsgutes 
des notwendigen Betriebsvermögens, handelt es sich 
um eine Fehler berichtigende Einbuchung. Das Wirt-
schaftsgut ist dann mit dem Wert einzulegen, 
mit dem es bei von Anfang an richtiger Bilanzie-
rung zu Buche stehen würde. 

Welche weitreichenden Folgen sich aus der Entschei-
dung des Bundesfinanzhofs ergeben, zeigt der dem 
Urteil zugrunde liegende Fall. Der klagende Unter-
nehmer hatte ein Patent angemeldet. Dies wurde ei-
ner GmbH zur Nutzung überlassen, an der er selbst 
beteiligt war. Der Einlagewert des Patents wurde mit 
dem Beginn der Verwertung auf 375 Tsd. € festge-
stellt, sein Restbuchwert zum Zeitpunkt der späteren 
Veräußerung auf 160 Tsd. €. Der Fremdverkaufspreis 
betrug zu diesem Zeitpunkt, zehn Jahre später, 2 Mio. 
€. Das Finanzamt besteuerte den Differenzbetrag zwi-
schen dem Restbuchwert zum Zeitpunkt des Verkaufs 
und dem erzielten Verkaufspreis. Der Bundesfinanzhof 
bestätigte die Vorgehensweise des Finanzamts und 
damit auch den Verlust des Abschreibungspotenzials 
von 215 Tsd. €. Eine Berichtigung der entsprechenden 
Jahre war wegen zwischenzeitlich eingetretener Ver-
jährung nicht mehr möglich. 
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10 VORSTEUERABZUG NUR BEI ANGABE DER 

RICHTIGEN STEUERNUMMER ODER UMSATZ-
STEUER-IDENTIFIKATIONSNUMMER IN DER 
RECHNUNG 

 BFH-Urteil vom 2. September 2010, V R 55/09, DStR 
2010, S. 2348, DB 2010, S. 2652 

Ein Unternehmer kann ihm von einem anderen Unter-
nehmer in Rechnung gestellte Umsatzsteuer u. a. nur 
dann als Vorsteuer abziehen, wenn die Rechnung ord-
nungsgemäß ist. Der Bundesfinanzhof hat hierzu ent-
schieden, dass eine ordnungsmäßige Rechnung 
die Angabe der zutreffenden Steuernummer 
oder Steuer-Identifikationsnummer voraussetzt. 
Als Steuernummer gilt nicht das Aktenzeichen, unter 
dem die Finanzverwaltung die Korrespondenz mit dem 
Unternehmer bis zur Erteilung der Steuernummer 
führt. 

11 PRIVATE KFZ-NUTZUNG DURCH GMBH-
GESCHÄFTSFÜHRER 

 FG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 25. Juni 2010, 9 K 
9150/07 

Die auf den Anscheinsbeweis gestützte Annah-
me, ein alleiniger GmbH-Geschäftsführer habe 
einen ihm zur Verfügung stehenden Dienstwa-
gen privat genutzt, ist auch dann möglich, wenn 
ein nicht kontrolliertes formales Nutzungsverbot 
vereinbart worden ist. So entschied das Finanzge-
richt Berlin-Brandenburg. 

 Geldwerte Vorteile, die mit der Nutzung eines be-
trieblichen Kfz zu privaten Zwecken verbunden 
sind, unterliegen als Einkünfte aus nichtselbst-
ständiger Arbeit der Lohnsteuer. 

 Grundsätzlich trägt die Feststellungslast für steu-
ererhöhende Tatsachen das Finanzamt. Nach der 
allgemeinen Lebenserfahrung besteht für die pri-
vate Nutzung ein Anscheinsbeweis, der auf der 
Erfahrung beruht, dass gewisse typische Sach-
verhalte bestimmte Folgen auslösen. 

 Ein vereinbartes Nutzungsverbot wäre in diesem 
Zusammenhang nur zu beachten, wenn die Ein-
haltung durch eine dritte Person kontrolliert wor-
den wäre. 

Es ist Sache des Beweisbelasteten, einen Sach-
verhalt darzulegen, der die ernstliche Möglich-
keit eines anderen als des gewöhnlichen Ge-
schehensablaufs nahelegt. Der Anscheinsbeweis 
kann zum Beispiel durch die Vorlage einer Jahres-
bahnkarte oder von Unterlagen über den regelmäßi-
gen Bezug von Monatskarten entkräftet werden. Nicht 
ausreichend ist die Vorlage von lediglich drei über-
tragbaren Monatsfahrausweisen und eines Belegs über 
die zeitweise, sehr günstige Anmietung eines Kfz-
Stellplatzes in Bahnhofsnähe. 

 

AKTUELLES AUS DER FINANZVERWALTUNG 

12 UMKEHR DER UMSATZSTEUERSCHULD BEI 
REINIGUNGSLEISTUNGEN 

 BMF-Schreiben vom 4 Januar 2011 

Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2011 wurde die Um-
kehr der Steuerschuldnerschaft auf Gebäudereini-
gungsleistungen erweitert. Danach ist der Leistungs-
empfänger Steuerschuldner der Umsatzsteuer für sol-
che Leistungen, die er von einem im Inland ansässi-
gen Unternehmer empfängt, wenn er selbst ebenfalls 
Gebäudereinigungsleistungen erbringt. 

Voraussetzung ist nach dem BMF-Schreiben, 
dass der Leistungsempfänger seine Gebäuderei-
nigungsleistungen nachhaltig erbringt oder erb-
racht hat. 

Zur Beurteilung, ob ein Unternehmer Gebäudereini-
gungsleistungen nachhaltig erbringt, gelten die Rege-
lungen in Abschnitt 13 b. 1 Absätze 10 und 11 UStAE 
sinngemäß. Demnach erbringt der Leistungsempfän-
ger nachhaltig Bau-/Gebäudereinigungsleistungen, 
wenn er im vorangegangenen Kalenderjahr derartige 
Leistungen  erbracht hat, deren Bemessungsgrundlage 
mehr als 10 % der Summe seiner steuerbaren und 
nicht steuerbaren Umsätze (Weltumsatz) betragen 
hat. Die 10 %-Grenze ist eine Ausschlussgrenze. 

Daneben ist davon auszugehen, dass der Leistungs-
empfänger nachhaltig Gebäudereinigungsleistungen 
erbringt, wenn er dem leistenden Unternehmer einen 
entsprechenden im Zeitpunkt der Ausführung des Um-
satzes gültigen Nachweis seines Finanzamtes vorlegt. 
Für diesen Nachweis wurde das Vordruckmuster „US 1 
TG – Nachweis zur Steuerschuldnerschaft des Leis-
tungsempfängers bei Gebäudereinigungsleistungen“ 
eingeführt. Dieses Muster ist dem BMF-Schreiben bei-
gefügt. 

Verwendet der Leistungsempfänger dieses Vordruck-
muster, ist er als Leistungsempfänger Steuerschuld-
ner, auch wenn er tatsächlich nicht nachhaltig Gebäu-
dereinigungsleistungen erbringt. 

VERSCHIEDENES 

13 JAHRESABSCHLUSS 2009 ZUM 31. DEZEM-
BER 2010 VERÖFFENTLICHT? 

Für Geschäftsjahre, die nach dem 31. Dezember 
2008 begonnen hatten, endete am 31. Dezember 
2010 die Frist zur Veröffentlichung des Jahres-
abschlusses, z. B. einer GmbH oder einer GmbH & 
Co. KG. Bis zu diesem Stichtag mussten diese Unter-
nehmen ihren Jahresabschluss 2009 beim elektroni-
schen Bundesanzeiger einreichen. 
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Kapitalgesellschaften müssen nach Inkrafttreten des 
Gesetzes über elektronische Handelsregister und Ge-
nossenschaftsregister sowie das Unternehmensregis-
ter (EHUG) mit Ordnungsgeldern rechnen, wenn sie 
ihre Jahresabschlüsse nicht einreichen. 

Das Bundesamt für Justiz wird die Kapitalgesellschaf-
ten und auch die GmbH & Co. KG von Amts wegen 
auffordern, den Jahresabschluss für nach dem 31. De-
zember 2008 begonnene Geschäftsjahre innerhalb von 
sechs Wochen einzureichen und ein Ordnungsgeld an-
drohen. Mit der Anforderung ist gleichzeitig eine 
Mahngebühr fällig, die auch nach verspäteter Einrei-
chung nicht erlassen bzw. angerechnet wird. 

Das Ordnungsgeld beträgt bei erstmaligem Nicht-
nachkommen der Veröffentlichung mindestens 
2.500 €. Wenn nicht veröffentlicht wird, kann es 
mehrfach festgesetzt werden und bis zu 25.000 € 
betragen. 

14 DAUERFRISTVERLÄNGERUNG FÜR UMSATZ-
STEUER 2011 BEANTRAGEN 

Auf Grund der Abschaffung der so genannten Abgabe-
Schonfrist für Umsatzsteuer-Voranmeldungen sowie 
der Verpflichtung, die Anmeldungen elektronisch zu 
übertragen, bietet sich ein Antrag auf Fristverlänge-
rung ab 2011 auch für diejenigen an, die ihre Voran-
meldungen bisher monatlich oder vierteljährlich abge-
geben haben. 

Voranmeldungszeitraum für die Umsatzsteuer 
ist 

 das Kalendervierteljahr, 

 der Kalendermonat, wenn die Steuer (Summe der 
Vorauszahlungen) des Jahres 2010 mehr als 
7.500 € betragen hat. 

Hat die Steuer im Vorjahr nicht mehr als 1.000 € be-
tragen, kann das Finanzamt den Unternehmer von der 
Abgabe von Voranmeldungen und von der Entrichtung 
von Vorauszahlungen befreien. 

Wenn sich im Jahr 2010 ein Vorsteuer-Überschuss von 
mehr als 7.500 € ergeben hat, kann durch Abgabe der 
Voranmeldung für Januar 2011 oder eines Antrags auf 
Dauerfristverlängerung für 2011 bis zum 10. Februar 
2011 der monatliche Voranmeldungszeitraum beibe-
halten werden. 

Unternehmer, die ihre Umsatzsteuer-Voranmeldungen 
monatlich abgeben, können Fristverlängerung für 
2011 in Anspruch nehmen, wenn sie bis zum 10. Feb-
ruar 2011 einen Antrag beim Finanzamt stellen. Vor-
anmeldungen und Vorauszahlungen sind dann jeweils 
einen Monat später fällig. 

Die Fristverlängerung ist davon abhängig, dass 
eine Sondervorauszahlung in Höhe eines Elftels der 

Summe der Vorauszahlungen für 2010 angemeldet 
und bis zum 10. Februar 2011 geleistet wird. Diese 
Sondervorauszahlung wird auf die am 10. Februar 
2012 fällige Vorauszahlung für Dezember 2011 ange-
rechnet. Ob das so bleibt, ist abzuwarten. 

Dies hat zur Folge, dass die o. a. Anmeldungen ab 
Voranmeldungszeitraum Januar 2011 grundsätzlich 
bis zum 10. des übernächsten Monats abgegeben 
werden müssen. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. 

Vierteljahreszahler müssen keine Sondervorauszah-
lung entrichten. Für sie gilt die für ein Kalenderjahr 
genehmigte Fristverlängerung auch für die folgenden 
Kalenderjahre weiter, wenn sich die Verhältnisse nicht 
geändert haben. Ein erstmaliger Antrag ist in diesen 
Fällen bis zum 11. April 2011 zu stellen. 

Ein einmal gestellter und genehmigter Antrag 
gilt so lange fort, bis der Unternehmer den An-
trag zurück-nimmt oder das Finanzamt die Frist-
verlängerung widerruft. 

Für Unternehmer, die ihre berufliche oder gewerbliche 
Tätigkeit neu begründen, ist im Jahr der Aufnahme 
der Tätigkeit und im folgenden Jahr grundsätzlich der 
Kalendermonat Voranmeldungszeitraum. 
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WTS 
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Treuhand in Sachsen GmbH 
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dem traditionellen Branchenschwerpunkt unserer Unternehmensgruppe. 
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Die WTS Wohnungswirtschaftliche Treuhand in Sachsen GmbH wurde vom Verband 
Sächsischer Wohnungsgenossenschaften e.V. im Jahr 1994 in Dresden gegründet.  

Der Verband ist alleiniger Gesellschafter des Unternehmens. Als Treuhand beraten wir 
die Mitglieder des Verbandes Sächsischer Wohnungsgenossenschaften e.V. bei der Lö-
sung betriebswirtschaftlicher und steuerrechtlicher Aufgabenstellungen.  

Im Unternehmensverbund mit der Mitteldeutsche Treuhand der Wohnungswirtschaft 
GmbH sind wir der Ansprechpartner für Wohnungsunternehmen, die nicht Mitglied des 
Verbandes sind. 

Als Treuhand kennen wir die besondere Situation der Wohnungsgenossenschaften in 
der Region und haben unsere Leistungen und Produkte den aktuellen Anforderungen 
angepasst. Der Schwerpunkt unserer Beratung liegt darin, gemeinsam mit dem Unter-
nehmen an Lösungsansätzen für eine langfristig gesicherte Unternehmensentwicklung 
zu arbeiten. Ausgerichtet auf den Bedarf und die Anforderungen aller Partner der 
Wohnungswirtschaft beraten wir unsere Mandanten im operativen Tagesgeschäft und 
strategisch auf dem Weg in die Zukunft.  

In Kooperation mit der DOMUS stellen wir Ihnen die Steuermitteilungen zur Verfügung. 
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